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484. Bundesgesetz: Änderung des Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetzes
(NR: GP XV RV 825 AB 857 S. 87. BR: AB 2384 S. 414.)

485. Bundesgesetz: 11. Zolltarifgesetznovelle
(NR: GP XV RV 828 AB 838 S. 88. BR: AB 2387 S. 414.)

484. Bundesgesetz vom 14. Oktober 1981, mit
dem das Außenhandelsförderungs-Beitragsge-

setz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetz,
BGBl. Nr. 214/1954, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 137/1958 und 151/1976 wird wie
folgt geändert:

1. § 2 hat zu lauten:

„§ 2. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, gelten für die Erhebung des
Außenhandelsförderungsbeitrags die für die Erhe-
bung der Zölle maßgebenden Rechtsvorschriften
mit Ausnahme des § 30 lit. g des Zollgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 129, sinngemäß. Dabei ist der Ausfuhr
die Einlagerung von Waren in ein Zollager oder
ihre Verbringung in eine Zollfreizone gleichge-
stellt, sofern die Waren dadurch nach den zoll-
rechtlichen Vorschriften ausländisch werden.

(2) Für den bei der Ausfuhr von Waren zu erhe-
benden Außenhandelsförderungsbeitrag gilt abwei-
chend von Abs. 1 folgendes:

a) Soweit der Beitragspflichtige nach den zoll-
gesetzlichen Bestimmungen zur Abgabe von
Sammelwarenerklärungen zugelassen ist, gilt
die damit verbundene Verpflichtung zur
Selbstberechnung des Zolles auch für den
Außenhandelsförderungsbeitrag.

b) Soweit dem Beitragspflichtigen nach den
zollgesetzlichen Bestimmungen eine Zah-
lungsfrist für die Entrichtung des Zolles ein-
geräumt ist, gilt diese Zahlungsfrist auch für
den Außenhandelsförderungsbeitrag; werden
von einem Verfügungsberechtigten gleichzei-
tig Waren zur Abfertigung gestellt, die von
verschiedenen Beitragspflichtigen versendet
werden, so kann eine solche Zahlungsfrist
nur vom Verfügungsberechtigten in
Anspruch genommen werden.

c) Andere Beitragspflichtige haben den Beitrag
in Stempelmarken zu entrichten; die Bei-
tragsschuld entsteht in diesen Fällen mit der

Stellung der Waren zur Zollabfertigung und
wird gleichzeitig auch fällig; die für Zwecke
der haushaltsmäßigen Verrechnung des in
Stempelmarken entrichteten Beitrages not-
wendigen Daten sind der amtlichen Außen-
handelsstatistik zu entnehmen.

(3) Über die sich aus der sinngemäßen Anwen-
dung der Zollvorschriften ergebenden Abgabenbe-
freiungen hinaus sind vom Außenhandelsförde-
rungsbeitrag befreit:

a) Waren, deren Wert je Sendung zusammen
S 3000,— nicht übersteigt;

b) Waren, die im Reiseverkehr eingeführt oder
ausgeführt werden und nicht zum Handel
bestimmt sind;

c) Waren, die in Briefsendungen, einschließlich
Wertbriefen, im Sinn der Postvorschriften
eingeführt oder ausgeführt werden;

d) zollpflichtige Vorräte von im grenzüber-
schreitenden Verkehr eingesetzten Beförde-
rungsmitteln.

(4) Weiters sind von dem bei der Ausfuhr zu
erhebenden Außenhandelsförderungsbeitrag Waren
befreit, auf die sinngemäß die Voraussetzungen für
die Gewährung der Eingangsabgabenfreiheit nach
völkerrechtlichen Vereinbarungen zutreffen, sowie
ausländische Rückwaren im Sinn des § 43 des Zoll-
gesetzes 1955."

2. Im § 3 werden die Worte „des Bundesministe-
riums für Finanzen und" aufgehoben.

3. § 4 hat zu lauten:

„§ 4. Als Wert im Sinn des § 2 Abs. 3 lit. a und
des § 3 gilt jener Wert, der sich aus dem
Abschnitt II des Handelsstatistischen Gesetzes
1958, BGBl. Nr. 137, ergibt, bei der Rückbringung
im Vormerkverkehr sowie in jenen Fällen, in denen
die zollgesetzlichen Vorschriften außerhalb des
Vormerkverkehrs die Verzollung von Zutaten vor-
sehen jedoch nur der Wert dieser Zutaten."

4. § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Bund gebühren 8,5 vom Hundert des
Gesamtjahresaufkommens an Außenhandelsförde-
rungsbeitrag."
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5. § 5 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:

„Desgleichen trägt die Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft nach Maßgabe der hiefür
zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft festzustellenden Grund-
sätze unmittelbar besondere Kosten, die anläßlich
von Verhandlungen des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie mit dem Ausland
über handelspolitische Angelegenheiten anfallen."

6. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich der §§ 3 und 4 der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Handel, Gewerbe und Industrie, hinsicht-
lich des § 5 Abs. 3 und, soweit er die Kontrolle
nach dem Handelskammergesetz betrifft, auch des
§ 6 der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie, hinsichtlich des § 7 die Bundesregierung,
im übrigen aber der Bundesminister für Finanzen
betraut."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1982
in Kraft.

(2) Beitragspflichtige, denen vom Bundesmini-
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie nach
dem bisherigen § 4 des Außenhandelsförderungs-
Beitragsgesetzes die nachträgliche Barentrichtung
des Beitrags bewilligt worden ist, sind zur Entrich-
tung des Beitrags entsprechend dem § 2 Abs. 2 lit. b
in der Fassung des Artikels I Z 1 dieses Bundesge-
setzes zugelassen; das Zollamt Wien hat ihnen die
für die automationsunterstützte Verrechnung not-
wendigen Maßnahmen (Konto-Nr., Einzahlungsbe-
lege) mitzuteilen. Die Bewilligungen nach § 4 sind
bis zum Ablauf des Jahres 1982 durch Bewilligun-
gen nach § 175 Abs. 4 des Zollgesetzes 1955 zu
ersetzen, wenn die Voraussetzungen für die Ertei-
lung der Bewilligung fortbestehen.

Artikel III

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes richtet sich nach den Bestimmungen
des § 9 des Außenhandelsförderungs-Beitragsgeset-
zes, BGBl. Nr. 214/1954, in der Fassung dieses
Bundesgesetzes.

Kirchschläger

Kreisky

485. Bundesgesetz vom 15. Oktober 1981, mit
dem das Zolltarifgesetz 1958 und das Zollge-
setz 1955 geändert werden (11. Zolltarifgesetz-

novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Zolltarifgesetz 1958, BGBl. Nr. 74, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 636/1977, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 6 ist folgender § 7 einzufügen:

„§ 7. (1) Auf Antrag stellt der Bundesminister für
Finanzen mit Bescheid fest,

1. unter welche Nummer des Zolltarifes bzw.
welche ihrer Unterpositionen eine Ware fällt;

2. in welche sonstige, von einer zwischenstaatli-
chen Vereinbarung, einem Bundesgesetz oder einer
darauf beruhenden Verordnung geschaffene Unter-
teilung, die auf dem Zolltarif aufgebaut ist, eine
Ware fällt;

3. welches Gewicht nach den Bestimmungen des
Taragesetzes als Bemessungsgrundlage für den Zoll
oder eine andere auf dem Zolltarif aufbauende
Bundesabgabe heranzuziehen ist.

(2) Der Antrag auf Erlassung eines Tarifbeschei-
des (Abs. 1 Z 1 und 2) oder eines Tarabescheides
(Abs. 1 Z 3) ist beim Bundesministerium für Finan-
zen für jede Ware gesondert nach amtlich aufgeleg-
tem Vordruck in zweifacher Ausfertigung einzu-
bringen. Er hat alle für die Entscheidung maßgebli-
chen Umstände (insbesondere die handelsübliche
Benennung, die Art, Beschaffenheit, Zusammenset-
zung, Zweckbestimmung, Erzeugungsmethode und
Funktionsbeschreibung sowie den Ursprung und
die Herkunft der Ware) zu enthalten.

(3) Dem Antrag sind vier gleiche, vom Antrag-
steller gekennzeichnete Warenmuster anzuschlie-
ßen. Sind zur Durchführung des Verfahrens wei-
tere Muster erforderlich, so sind diese dem Bundes-
ministerium für Finanzen auf Verlangen zur Verfü-
gung zu stellen.

(4) Wenn die Beibringung von Mustern wegen
der Beschaffenheit der Ware untunlich ist, so sind
statt dessen Abbildungen und genügend genaue
Beschreibungen der Ware dem Antrag anzuschlie-
ßen.

(5) Entspricht ein Antrag nicht den Vorschriften
der Abs. 2 bis 4, so ist dem Antragsteller die Behe-
bung dieser Mängel mit dem Hinweis aufzutragen,
daß der Antrag nach fruchtlosem Ablauf einer
gleichzeitig zu bestimmenden angemessenen Frist
als zurückgenommen gilt. Ebenso ist vorzugehen-,
wenn sich im Zuge der Sachverhaltsermittlung
Ergänzungen der für die Entscheidung erforderli-
chen Angaben als notwendig erweisen.
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(6) Im Tarif- oder Tarabescheid ist auch über die
Kosten nach § 184 Abs. 3 und § 191 des Zollgeset-
zes 1955, BGBl. Nr. 129, zu entscheiden. Die Ein-
hebung der Kosten obliegt dem Zollamt Wien. Vor
der Aufnahme eines Beweises durch Sachverstän-
dige kann ein angemessener Kostenerlag verlangt
werden.

(7) Dem Tarif- oder Tarabescheid ist ein amtlich
gekennzeichnetes Muster (Abbildung, Beschrei-
bung) anzuschließen.

(8) Die Feststellungen eines Tarif- oder Tarabe-
scheides sind einem Verfahren, in dem die rechtli-
che Beurteilung gemäß Abs. 1 maßgebend ist,
zugrunde zu legen, wenn der Empfänger des
Bescheides diesen und das in Abs. 7 angeführte
Muster (Abbildung, Beschreibung) vorlegt.

(9) Die Verpflichtung der Behörde gemäß Abs. 8
besteht nur bis zu einer allfälligen Änderung der
dem Tarif- oder Tarabescheid zugrunde gelegten
Rechtsvorschriften, längstens jedoch bis zum
Ablauf jenes Kalenderjahres, das auf das Jahr der
Erlassung des Bescheides folgt.

2. § 7 erhält die Bezeichnung „§ 8", § 8 erhält die
Bezeichnung „§ 9".

Artikel II

Das Zollgesetz 1955, BGBl. Nr. 129, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 151/1980, wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 9 und 10 haben zu entfallen.
2. Im § 192 Abs. 2 lit. c hat die Anführung des

„§ 10 Abs. 3 und 5" zu entfallen.

Artikel III

Auf Tarifbescheide, die vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, ist der
§ 9 Abs. 9 des Zollgesetzes 1955 in der vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden Fas-
sung anzuwenden.

Artikel IV

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1982
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Kreisky
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